Protokoll: Briefing für Pressekonferenz am 15.12.

Veranstalterin: AK prekäre Lebenswelten

Teilnehmer_innen für die PK:

· Markus Reiter (neunerHaus)

· Olga Zechner (Österreichischer Berufsverband Diplomierter SozialarbeiterInnen, Landesgruppe Wien)

· VinziBett (nicht anwesend)

· Nicky (Moderation)

Ort: Audimax bzw. Pressekammerl

Zeit: 11:30

Redezeit pro Person – ca. 5 Minuten – wichtige Punkte sollten zu Beginn und Ende wiederholt/betont werden.

Aufgabe der Moderation: Begrüßung der Journalist_innen, Vorstellen der Gäste, Anlass der PK, Statement, Nach den Statements der Gäste die Vertreter_innen der Presse zum Nachfragen auffordern, Verabschiedung.

KERNAUSSAGEN:

Nicky:

· Situation im Audimax

· Zusammenhang Bildung und Armut

· Auf die Gesetzeslücke im WSHG aufmerksam machen.

· SOFORTIGE Notmaßnahmen notwendig → UNI nicht alleine verantwortlich.

Markus:

· Man kann nicht wegschauen.

· Es gibt extrem hohen Bedarf (mehrere 100 Personen ohne Anspruch sind in Wien obdachlos)

· Es bedarf GEMEISAMER Lösungen

· Es braucht nachhaltige politische/gesetzliche Lösungen

Olga:

· Unterschiedliche Regelungen in den Bundesländern

· Perspektive der Sozialarbeiter_innen: Die Stadt putzt sich an der SOA ab → SOA_innen müssen Menschen ohne Ansprüche abweisen und machen sie dadurch „unsichtbar“; extreme Belastung für die SOA_innen in den Einrichtungen, da der Bedarf ja da ist und die Menschen auch in die Einrichtungen kommen.

· Vor dem EU-Recht sollten alle EU-Bürger_innen gleich sein

· Wohnen als Grundrecht

VinziBett?!

JURISTISCHE FRAGEN

· FRA (FRA - Europäische Agentur für Grundrecht) → Sitz in Wien → EU-Grundrechte

· EMRK/MRK „Grundrecht auf Wohnen“

· Was steht in den EU-Richtlinien (Details) – was hat die Stadt Wien im Sozialhilfegesetz umgesetzt?

PRESSEAUSSENDUNG

· working poor → Bildung/Armut

· Zwischenstand kurz vor Weihnachten

· Menschenrechtstag am 10.12.

· Grundrecht auf Wohnen → 10.000e Wohnungen stehen in Wien leer. Anknüpfung an die Forderung der Hausprojektgruppe (http://hausprojekt.noblogs.org/) - „Leerstandsnutzung:

· Wir fordern wir das Recht, lang leerstehenden Raum für unkommerzielle Projekte nutzen zu können. Neben der Belebung der NachbarInnenschaft hat es die Wirkung einer Strafsteuer für Leerstand. Durch die Gefahr den Eigentumsanspruch auf ungenützten Raum zu verlieren, wird der Mietpreisspekulation entgegengewirkt und Mieten niedrig gehalten.“

· Sozialtourismusargument von Wessely entkräften → Es braucht soziale EU-weite Lösung → Es kann nicht sein, dass die Wirtschaft, die billigen Arbeitskräfte in Rumänien/Bulgarien/Polen ausnutzt & Ö die Grenzen schließt.

